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Tischvorlage
far die Sitzung
der stadtischen Deputation
fur Soziales, Jugend und Integration
am 15.06.2016

Anmietung von drei Objekten zur Unterbringung von Fliichtlingen

A. Problem

Eine Problembeschreibung findet sich in der anliegenden Vorlage ,NEUFASSUNG-
Tischvorlage fur die Sitzung des Senats am 14. Juni 2016 ,,Anmietung von drei Objekten zur
Unterbringung von Fluchtlingen®.

B. Losung

Ein L6sungsvorschlag findet sich in der anliegenden Vorlage ,NEUFASSUNG-Tischvorlage fur
die Sitzung des Senats am 14. Juni 2016 ,,Anmietung von drei Objekten zur Unterbringung von
Flichtlingen®.

C. Alternativen
Werden nicht empfohlen.

D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender Priufung

Die Beschreibung der finanziellen und personalwirtschaftlichen Auswirkungen sowie die
Genderprufung finden sich in der anliegenden Vorlage ,NEUFASSUNG-Tischvorlage fir die
Sitzung des Senats am 14. Juni 2016 ,Anmietung von drei Objekten zur Unterbringung von
Fluchtlingen®.

E. Beteiligung / Abstimmung
Die Vorlage ist mit der Senatorin fir Finanzen abgestimmt.

F. Beschlussvorschlag

Die stadtische Deputation fiir Soziales, Jugend und Integration stimmt der in der Vorlage vom
10.06.2016 fir die Sitzung des Senats am 14.06.2016 beschriebenen Verfahrensweise zu und
bittet die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport dem Haushalts- und
Finanzausschuss eine entsprechende Vorlage zur Beschlussfassung zuzuleiten.

Anlage/n:
NEUFASSUNG-Tischvorlage fur die Sitzung des Senats am 14. Juni 2016 ,Anmietung von drei

Objekten zur Unterbringung von Fliichtlingen
HAFA-Vorlage vom 13.06.2016

VE-Antrag

WU-Ubersicht
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Die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport

10.06.2016
Kirsten Kreuzer - 89230

BESCHLOSSENE FASSUNG

NEUFASSUNG
Tischvorlage fiir die Sitzung des Senats am 14. Juni 2016

»Anmietung von drei Objekten zur Unterbringung von Flichtlingen”

A. Problem

Obwohl die Zahl der Flichtlinge, die nach Deutschland einreisen, derzeit riicklaufig ist und die
Verteilung der unbegleiteten minderjahrigen Auslander (UMA) auf andere (berortliche Jugend-
hilfetrager gut funktioniert, ist die Stadtgemeinde Bremen immer noch bzgl. der Schaffung von
Unterbringungsmaoglichkeiten fir Flichtlinge in Ubergangswohnheimen gefordert. Mit Stand
vom 30.05.2016 leben noch rd. 2.750 Personen in Notunterkinften, wie z.B. Zelten und Lager-
hallen. Es ist erklartes Ziel, den Aufenthalt in den Notunterkinften zeitlich zu begrenzen und
diese Unterbringungsformen auf ein Mindestmal3 zu begrenzen. Dies ist nur moglich, wenn eine
Unterbringung in Ubergangwohnheimen durch ausreichende Platzzahlen gewéhrleistet werden
kann.

Zudem leben derzeit 2.865 Personen in Ubergangswohnheimen. Dazu kommen 240 belegte
Platze in der Zentralen Aufnahmestelle des Landes in der Alfred-Faust-Straf3e und 100 Platze
in der Jugendherberge Zeven. Zudem gibt es derzeit noch 340 Platze in Pensionen, die nun
schnellstmoglich abgebaut werden. Insgesamt befinden sich demnach ungeféahr 6.300 geflich-
tete Menschen in der 6ffentlichen Unterbringung (UWH, Erstaufnahme, Pensionsunterbringung
und Notunterkinfte).

Im Schnitt gelingt es derzeit ca. 150 Personen in Wohnungen auf dem allgemeinen Woh-
nungsmarkt zu vermitteln. Im Rahmen der Aktivitdten des Sofortprogramms Wohnungsbau wird
das Ziel verfolgt, diese Zahl u.a. durch das Schaffen von zuséatzlichem Wohnraum und das
Eingehen von mittelbaren Wohnungsbindungen zu erhéhen. Durchschnittlich verlassen monat-
lich ca. 60 Personen freiwillig Bremen und gehen zurlick in ihre Heimatlander (Zahlen auf Basis
der geforderten freiwilligen Rickkehr). Dagegen steht allerdings die derzeit nicht erfass- und
schwer prognostizierbare Zahl der Familiennachzuge. Seit Juni 2014 lagen aber die Neuzugéan-
ge von Asylbewerber/innen deutlich Gber diesen Wert. Erstmals im Méarz 2016 waren die Neu-
zugange in das System der Unterbringung etwas geringer als die Abgange, sodass sich rechne-
risch der Bestand an Personen in der 6ffentlichen Unterbringung in den letzten drei Monaten
geringfligig verringert hat.

Derzeit ist nicht zu einzuschéatzen, wie sich die Zugange weiter entwickeln. Das Bundesamt fiir
Migration und Fliichtlinge hat bisher keine Prognose vorgelegt. Es ist aber — angesichts der
politischen Lage in vielen Regionen der Welt - davon auszugehen, dass weiterhin Asylbewer-
ber/innen nach Deutschland und damit nach Bremen kommen. Der Bund hat zudem die Lander
gebeten, Aufnahmekapazitaten auch bei aktuell sinkenden Flichtlingszahlen weiterhin bereit zu
halten. Zudem hat das Auswartige Amt bei der Bund-Lander-Koordinierung Asyl im April mitge-
teilt, dass in nachster Zeit mit bundesweitem Zugang von ca. 350.000 Syrern im Rahmen des
Familiennachzugs zu rechnen sei. Der Nachzug erfolgt noch nach altem Recht, also vor Aus-
setzung des Familiennachzugs.





Aus diesem Blickwinkel wird es selbst bei geringeren weiteren Zugangen tber EASY ins Sys-
tem der Unterbringung noch langere Zeit dauern, bis auf Ubergangswohnheime verzichtet wer-
den kann.

Um - trotz der oben beschriebenen Unsicherheiten - die Verpflichtung zur Unterbringung erful-
len zu kénnen und gleichzeitig Uberkapazitaten zu vermeiden, erstellt die Senatorin fir Sozia-
les, Jugend, Frauen, Integration und Sport regelméafig angepasste Prognose- und Bedarfsbe-
rechnungen, die in der Task-Force sowie im Staatsrate-Jour Fixe ressortibergreifend beraten
und bewertet werden. Die Prognose- und Bedarfsberechnungen basieren auf den geschéatzten
Zugangszahlen abziglich der geschétzten Abgange, den voraussichtlichen Fertigstellungen
und den aufzugebenden Objekten. Unterschieden wird dabei in regulare Ubergangswohnheime
und Notunterkiinfte. Diese Unterscheidung ist wesentlich, da Notunterkiinfte — trotz des relativ
schlechten Standards fir die Bewohner/innen — kostenintensiv sind. Dies betrifft sowohl die
Kosten, die mit den Objekten verbunden sind, wie auch die Betreuungs- und Unterhaltungskos-
ten. Dazu zahlen ein hoherer Betreuungsschliissel (UWHSs: 100: 2,5 / Notunterkiinfte: 100:5),
die Essensanlieferung durch einen Caterer und hohere Kosten fir Sicherheitsdienste. Insge-
samt fUhrt dies dazu, dass die Betreuungskosten pro Person in einer Notunterkunft - verglichen
mit einem Platz im Ubergangswohnheim — ungefahr doppelt so hoch sind. Das bedeutet, dass
durch den verstarkten Wechsel der Nutzung von Ubergangswohnungen anstatt Notunterbrin-
gungen auch finanzielle Entlastungen eintreten.

Die Prognose- und Bedarfsberechnungen zeigen fir die mittelfristige Perspektive (12 Monate),
dass derzeit Uberkapazitaten bei den Notunterkiinften bestehen. Dieser Puffer konnte aber be-
reits zum Ende des Jahres wieder weggefallen sein, da dann Notunterkiinfte, wie die Scharn-
horst-Kaserne oder die Unterbringung in der Jugendherberge in Zeven definitiv aufgegeben
werden mussen. Gleichzeitig zeigt diese mittelfristige Prognose, dass selbst bei Umsetzung
aller geplanten Ubergangswohnheime auch in zwélf Monaten noch (iber 1.000 Platze in dieser
Unterbringungsform fehlen — sofern die Zugénge den Prognosen des Senats entsprechen. Die
Erfahrungen der letzten Jahre zeigen auch, dass die Schaffung von Platzen in Ubergangs-
wohnheimen einen l&angeren Vorlauf hat. Wenn jetzt Projekte gestoppt werden, die Zugangs-
zahlen aber wieder steigen, so kann kurzfristig wiederum nur mit teuren oder sozialpolitisch
problematischen Notmafnahmen (Zelt- und Turnhallenbelegung) reagiert werden.

Die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport plant im kommenden Monat
die Erstellung einer langfristigen Prognose einschlieBlich einer Entwicklungsibersicht Gber die
bestehenden Notunterkiinfte und Ubergangswohnheime sowie die sich durch die Umsteuerung
von Notunterkunften auf Ubergangseinrichtungen und die verstarkte Wohnungsvermittlung er-
gebenen Finanzbedarfe. Grundsatzlich wird dabei die Strategie verfolgt werden, dass teure und
gleichzeitig aus integrations- und sozialpolitische Sicht weniger hochwertige Unterbringungen
moglichst schnell abgebaut werden. Dazu gehoren Platze in Pensionen, Zelten und Lagerhal-
len. Dabei missen die vertraglichen Bindungen bertcksichtigt werden. Ziel ist es aber auch, die
Platze in Ubergangswohnheimen so gering wie moglich zu halten, da weiterhin der Bezug einer
Wohnung als die beste Losung angesehen wird. Dies ist allerdings nur fir Personen mit Bleibe-
perspektive moglich.

Es ist aber schon jetzt absehbar, dass die hiermit zur Beschlussfassung vorgesehenen 3 Objek-
te auch im Falle einer von (deutlich) reduzierten Prognosezahlen tber die Vertragslaufzeit wirt-
schaftlich nutzbar sein werden und auch nicht zu ,Uberkapazitaten* bei bereits bestehenden
Unterkunften fihren. Dafir ist maRgeblich, dass die vorgeschlagenen Objekte

e auch im Vergleich zu Ubergangswohnheimen (bspw. in Containermodulen) vergleichs-
weise gunstig sind,

e ggf. (wahrend der Vertragslaufzeit) auch fur andere sozialpolitisch relevante Nutzer-
gruppen, fur die langfristig in Bremen ein Bedarf gesehen wird, zur Verfiigung stehen,

¢ in wesentlichen Teilen die Ziele des Sofortprogramms Wohnungsbau unterstitzen.





Am 19.04. 2016 hat der Senat den ,Bericht zu den konsumtiven und investiven Bedarfen zur
Schaffung von Flichtlingsunterkiinften in den Jahren 2016 und 2017* zur Kenntnis genommen.
In dem Bericht heil3t es wie folgt:

,Mit den konsumtiven Mitteln in H6he von 6,7 € in 2016 bzw. 7 Mio. € in 2017 waren An-
mietungen fur die Schaffung von rd. 3.650 Platzen ab 2016 geplant.

Da die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen Uber die Erteilung einer entsprechenden
Verpflichtungserméachtigung durch den Haushalts- und Finanzausschuss geschaffen wur-
den, konnten tber den Abschluss von Mietvertragen bisher rd. 2.800 Platze in 2016 mit
einem Mittelbedarf in H6he von rd. 5,3 Mio. € realisiert werden. Der Mittelbedarf fir diese
Anmietungen in 2017 betragt rd. 6,7 Mio. €.

Anmietungen fir die noch fehlenden rd. 850 Platze kbnnen aufgrund der Marktsituation
nicht mehr im Jahr 2016, sondern erst in 2017 vorgenommen werden. Die Senatorin flr
Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport fiihrt dazu gegenwartig Verhandlungen
Uber die Anmietung von zwei Objekten, die in den nachsten Wochen abgeschlossen wer-
den koénnen und einen Mittelbedarf in H6he von rd. 2,9 Mio. € ab 2017 verursachen.

Im Ergebnis entsteht in 2017 ein Bedarf in Hohe von 9,6 Mio. €, der mit den vorgesehe-
nen 7 Mio. € nicht abgedeckt werden kann. Fir den Abschluss der Mietvertrdge werden
weitere Verpflichtungserméchtigungen ab 2017 notwendig. In diesem Zusammenhang ist
auch die Finanzierung zu klaren.*

In der Zwischenzeit sind die Vertragsverhandlungen fortgeschritten, so dass fir die Unterbrin-
gung von Fluchtlingen, die derzeit noch in Notunterkinften leben, nunmehr drei Mietobjekte
angemietet werden kénnen — fir eines davon sehr kurzfristig. Entsprechend muss eine Finan-
zierungsloésung fur 2017 ff. gefunden werden. In Anbetracht der veranderten Situation (drei statt
zwei Mietobjekte) hat sich der zusatzliche Finanzierungsbedarf fur 2017 von 2,9 Mio. € auf 3,2
Mio. € erhoht.

B. LOsung

Zur Schaffung von Platzen in Ubergangswohnheimen ist die Anmietung von Objekten ein wich-
tiger Bestandteil. Vor dem Hintergrund, dass z.Zt. noch rd. 2.750 Unterbringungsplatze in Not-
unterkinften (u.a. Zelte und Lagerhallen) genutzt werden missen und nicht absehbar ist, dass
die bestehenden Platze in Ubergangswohnheimen ausreichen, um diesen Bedarf zu decken,
sollen Mietvertrage fur drei weitere Objekte abgeschlossen werden, die dann als Ubergangs-
wohnheime dienen kdénnen. Vor Abschluss der Vertrdge werden die Investoren keine Bauantra-
ge stellen bzw. mit den Projekten beginnen.

Bei allen drei Objekten handelt es sich um Vorhaben, die nur aufgrund des Ausnahmetatbe-
standes fur Fluchtlingsunterkiinfte geschaffen werden konnen. Aufgrund der gultigen B-Pléane
konnte in der Anne-Corway-Straf3e und der Haberloher StralRe nicht unmittelbar mit Wohnungs-
bau begonnen werden. Dies setzt eine Anderung der B-Plane voraus. Entsprechende Planauf-
stellungsverfahren sind eingeleitet. Nach Abschluss der B-Planverfahren sind die Objekte auch
als Wohnungen fir unterschiedlichste Zielgruppen nutzbar.

Die Kosten fur die Anmietung dieser Objekte missen zudem im Zusammenhang mit der sog.
.KdU-Finanzierung“ gesehen werden. Familien und Einzelpersonen erhalten entweder einen
Zuweisungsbescheid oder eine Einweisung in die Appartements zur Verhinderung von Woh-
nungslosigkeit. Die dabei in Rechnung gestellten Gebihren bzw. Mieten kdnnen die Leistungs-
berechtigten dann tber die ihnen zustehenden Kosten der Unterkunft im Rahmen des SGB I
Uber das Jobcenter (oder im Rahmen des SGB XII Giber das Amt fir Soziale Dienste) beantra-
gen. Diese werden dann wiederum als Einnahmen bei der Senatorin fir Jugend, Soziales,
Frauen, Integration und Sport verbucht.





Bei den nun anzumietenden Objekten handelt sich um folgende Vorhaben:

e Am Wall sollen Appartements fir ca. 200 Personen entstehen. Hierzu wird ein Be-
standsgebdude umgebaut. Der Mietvertrag lauft Gber 10 Jahre. Es ist ein Mietpreis von
monatlich rund 38 T € (190 € pro Person und Monat) zu zahlen. Dies ergibt pro Jahr ei-
ne Mietverpflichtung von rund 456 T€. Die Anmietung beginnt voraussichtlich im No-
vember 2016. In diesem Gebaude ist reguldres Wohnen zul&ssig.

e Inder Anne-Conway-Str. soll ein integratives Projekt fiir Studenten und Fliichtlinge ent-
stehen. Es werden vier Gebaude gleicher Bauart neu gebaut. Zwei davon sollen fur 10
Jahre fiur 560 Flichtlinge angemietet werden. Die monatlichen Mietkosten belaufen sich
auf rund 140 T€ pro Monat (250 € pro Person) und damit jahrlich auf rund 1.680 T€. Die
Laufzeit des Mietvertrages beginnt voraussichtlich im Frihjahr 2017.

e In der Haberloher Str. wird ein Integrationsdorf geplant. Es sollen 58 Reihenhauser in
zwei Bauabschnitten entstehen. Dabei werden alle Module angemietet. Ein Teil wird als
Ubergangswohnheim fiir Fliichtlinge genutzt (27 Module), der andere Teil wird zur Ver-
selbststandigung von Flichtlingen tber Zuweisungen der Senatorin fur Soziales, Ju-
gend, Frauen, Integration und Sport belegt. Monatlich entstehen Verpflichtungen i.H.v.
rund 171 T€ und jahrlich von rund 2.052 T€. Insgesamt konnen hier ca. 660 Personen
(260 € pro Person und Monat) untergebracht werden. Die Anmietung von 27 Modulen
beginnt friihestens im Dezember 2016. Die Mietdauer betragt ab Ubergabe aller Module
10 Jahre.

Die Realisierung der Projekte Anne-Conway-StraRe und Haberloher Stral3e steht zudem in Ein-
klang zum Senatsbeschluss vom 15.12.2015. Darin wurde beschlossen, dass ,schnellstmdglich
Flachen fur Ubergangswohnheime und Wohn-Modulbauten (serielles Bauen z.B. Holzstander-
bauten) bendtigt werden.” Beide Projekte weisen wichtige Grundzilige des seriellen Bauens auf
und kénnen deshalb sehr schnell umgesetzt werden. Aufgrund der oben genannten Bedingun-
gen sind sie aber kurzfristig nur als Ubergangswohnheime — verbunden mit einer Gesamtan-
mietung — zu realisieren.

Eine Verkirzung der Mietdauer ist bei den Objekten gepruft worden: Aufgrund der hohen Inves-
titionskosten, die mit der Errichtung von Ubergangswohnheimen verbunden sind, ist eine Miet-
vertragslaufzeit von weniger als 10 Jahren nicht umzusetzen, da sonst die Mietamortisierungs-
kosten Uberproportional steigen. Die Miete wirde sich — verglichen mit einem 10-Jahres-Vertrag
- anndhernd verdoppeln. Zudem gewéahren Banken fur kiirzere Mietlaufzeiten bei solchen Ob-
jekten keine Kredite. Kirzere Mietlaufzeiten kénnen nur bei Immobilien erreicht werden, die
aufgrund ihrer Vornutzung wenig baulicher Veranderung bedirfen (z.B. ehemalige Altenheime,
etc.).

Insgesamt werden in 2016/2017 durch diese drei Mietobjekte 1.420 Platze geschaffen.

C. Alternativen

Werden nicht empfohlen.

D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender Prifung

Die Ausgaben fir die Anmietung der drei Objekte belaufen sich auf rd. 0,25 Mio. € in 2016,
3,8 Mio. € in 2017, jeweils 4,2 Mio. € in den Jahren 2018 bis 2024 und 4,3 Mio. € in 2025/26.
Die finanziellen Verpflichtungen summieren sich somit auf insgesamt rd. 42 Mio. € bis 2027.
Bendtigt wird daftir eine Verpflichtungserméachtigung (VE) fur die Jahre 2017 ff. in H6he von





41,6 Mio. €. Im Haushaltsentwurf ist eine VE in Hohe von 20 Mio. € veranschlagt. Der Ausgleich
der zusatzlich bendétigten VE erfolgt durch Inanspruchnahme der global veranschlagten VE.

Die Abdeckung der VE erfolgt in 2016 und 2017 aus den in den Haushaltsentwirfen global ver-
anschlagten fluchtlingsbezogenen Sozialleistungsausgaben. In der Planungsperspektive bis
2020 ist die Abdeckung wie folgt abgesichert:

in Tsd. € 2017 2018 2019 2020
Asyl (Soz.Istg. L+ G), Ansatz 112.790.000 97.945.000 58.736.000 19.618.000
davon 5,9% fur Mieten 6.654.610 5.778.755 3.465.424 1.157.462
erforderl. VE-Abdeckung 3.768.000 4.188.000 4.188.000 4.188.000
Saldo 2.886.610 1.590.755 -722.576 -3.030.538

Zwar ist in den Jahren 2019/2020 aus aktueller Planungssicht keine vollstandige Abdeckung
darstellbar, allerdings ist im weiteren Planungszeitraum eine prioritdre Beriicksichtigung inner-
halb des dann zur Verfiigung stehenden Produktplanbudgets vorzunehmen.

Mit der Anmietung der Objekte und der damit verbundenen Abmietung von Notunterkiinften
entstehen perspektivisch Minderausgaben im konsumtiven Bereich in der Produktgruppe
41.03.01., die bei der Budgetsteuerung in 2017 zu berlicksichtigen sind.

Die Objekte werden sowohl zur Unterbringung von Frauen als auch Mannern genutzt.

E. Beteiligung / Abstimmung

Die Vorlage ist mit der Senatorin fir Finanzen abgestimmt.

F. Beschlussvorschlag

1. Der Senat bittet die Senatorin flr Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport, die An-
mietungen der Flichtlingsunterbringungen vorzunehmen, sobald die haushaltsrechtlichen
Erméachtigungen vorliegen.

2. Der Senat bittet die Senatorin fir Finanzen, im Haushalts- und Finanzausschuss die erfor-
derlichen haushaltsmaRigen Beschliisse zu erwirken.

3. Der Senat bittet die Senatorin flr Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport, die in
den Jahren 2018 ff. erforderlichen Mittel auch unter Einbeziehung ggf. eintretender Entlas-
tungen bei der Abmietung von Notunterkiinften prioritar innerhalb des jeweiligen Produkt-
planbudgets sicherzustellen.

4. Der Senat bittet die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport bis zum

August 2016 auf Basis der aktuellen Zugangszahlen und ggf. angepasster Prognosen eine
langfristige Bedarfsplanung zur Unterbringung von Flichtlingen und die sich daraus erge-
benen finanziellen Auswirkungen — auch unter Berucksichtigung der Minderausgaben durch
die Aufldsung von Notunterkiinften — vorzulegen. Hierin einzubeziehen sind auch die Malf3-
nahmen des Sofortprogramms Wohnungsbaus. In diesem Kontext soll dann entschieden
werden, inwieweit konkrete Standortortplanungen ,auf Eis gelegt“ werden bzw. durch wel-
che Malinahmen Flichtlinge in auch finanziell nachhaltigere und wohnungsbaupolitisch fle-
xiblere Unterbringungsformen umgesteuert werden kénnen.





		A. Problem

		B. Lösung

		C. Alternativen

		D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender Prüfung

		E. Beteiligung / Abstimmung

		F. Beschlussvorschlag




Senatorin flr Finanzen Referatsleitung: Dr. Schller
Referat 22 Tel.: 6809
13.06.2016

VORLAGE FUR DIE SITZUNG DES HAUSHALTS- UND FINANZAUSSCHUSSES
AM 16. JUNI 2016

X] OFFENTLICH [ NICHT OFFENTLICH
[ ] TOP: 11I. (staatlich) Vorlage 19/ L
DX TOP: IlI. 2.5 (stadtisch) Vorlage 19/205 S

Anmietung von drei Objekten zur Unterbringung von Flichtlingen

Beteiligung von

Ausschissen: (Bitte aus Liste wahlen, sonst jeweils Blank wahlen)

Deputationen: Dep. f. Soziales, Jugend u. Integration/ (Bitte aus Liste wahlen, sonst jeweils
Blank wahlen)

[] Zustimmung.

[ ] Kenntnisnahme

X1 Ergebnis wird nachgereicht. Die Fachdeputation wird am 15.06.2016 befasst. Uber das Ergebnis kann
mundlich in der Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses berichtet werden.

[ nicht erforderlich.

Wirtschaftlichkeit:
XI WuU-Ubersicht ist beigefiigt.
[] Keine WU (Begriindung siehe Vorlage)

Beschlussempfehlung

Der Haushalts- und Finanzausschuss stimmt der Erteilung einer Verpflichtungsermachti-
gung in Hohe von 41.633 Tsd. Euro bei der Haushaltstelle 3417/518 10-9 ,Mieten und
Pachten” fur die Anmietung von Objekten zu.

Der Ausgleich erfolgt einerseits durch die fur den genannten Zweck veranschlagte Ver-
pflichtungsermachtigung i.H.v. 20.000 Tsd. € und andererseits durch die Nichtinan-
spruchnahme der global veranschlagten Verpflichtungserméchtigung im PPL 92 ,Allge-
meine Finanzen® i.H.v. 21.633 Tsd. €.

Mit Stand vom 30.05.2016 leben noch rd. 2.750 Personen in Notunterunterkiinften, wie
z.B. Zelten und Lagerhallen. Um den Aufenthalt in den Notunterkiinften zeitlich zu begren-
zen, ist zur Schaffung von Platzen in Ubergangswohnheimen die Anmietung von Objekten
jeweils fir eine Dauer von 10 Jahren vorgesehen. In konkreter Planung befinden sich der-
zeit folgende Vorhaben:
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e Am Wall sollen Appartements fir ca. 200 Personen entstehen durch Umbau eines
Bestandsgebéudes. Die Ganzjahresmiete betragt 456 Tsd. €. Der Mietbeginn ist ab
November 2016 vorgesehen.

e In der Anne-Conway-Stral3e soll ein integratives Wohnprojekt fur Studenten und
Flichtlinge entstehen. Es sollen zwei Gebaude fir ca. 560 Fluchtlinge angemietet
werden, die Ganzjahresmiete betragt 1.680 Tsd. €. Die Laufzeit des Mietvertrages
soll voraussichtlich im April 2017 beginnen.

¢ In der Haberloher Stral3e ist ein Integrationsdorf geplant. Es sollen 58 Reihenh&user
entstehen, die alle angemietet werden. 27 Module sollen als Ubergangswohnheim fir
rd. 660 Fluchtlinge genutzt werden. Die Anmietung soll frihestens im Dezember
2016 erfolgen, die monatlichen Mietverpflichtungen betragen 171 Tsd. €. Das ent-
spricht jahrlichen Mietkosten von rd. 2.050 Tsd. €.

Insgesamt belaufen sich die Ausgaben fur die Anmietung der drei Objekte in 2016 auf
250 Tsd. € und in 2017 auf 3.768 Tsd. €. Auf den Zeitraum von 2017 bis 2027 bezogen,
entstehen Mietkosten i.H.v. rd. 41.633 Tsd. €. In dieser Hohe ist eine Erteilung einer Ver-
pflichtungsermachtigung durch den Haushalts- und Finanzausschuss erforderlich.

Die Abdeckung der Verpflichtungserméchtigung erfolgt in 2016 und 2017 aus den in den
Haushaltsentwurfen global veranschlagten fliichtlingsbezogenen Sozialleistungsausgaben:

in Tsd. € 2017 2018 2019 2020
Asyl (Soz.Istg. L+ G), Ansatz 112.790 97.945 58.736 19.618
davon 5,9% fir Mieten 6.655 5.779 3.465 1.157
erforderl. VE-Abdeckung 3.768 4.188 4.188 4.188
Saldo 2.887 1.591 -723 -3.031

Zwar ist in den Jahren 2019/2020 aus aktueller Planungssicht keine vollstandige Abde-
ckung darstellbar, allerdings ist im weiteren Planungszeitraum im Rahmen der jeweiligen
Haushaltsaufstellung eine prioritdre Beriicksichtigung innerhalb des dann zur Verfiigung
stehenden Produktplanbudgets vorzunehmen.





		TOP: III.       (staatlich)

		TOP: III. 2.5 (städtisch)

		Anmietung von drei Objekten zur Unterbringung von Flüchtlingen

		     

		Der Haushalts- und Finanzausschuss stimmt der Erteilung einer Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 41.633 Tsd. Euro bei der Haushaltstelle 3417/518 10-9 „Mieten und Pachten“ für die Anmietung von Objekten zu.

		Der Ausgleich erfolgt einerseits durch die für den genannten Zweck veranschlagte Verpflichtungsermächtigung i.H.v. 20.000 Tsd. € und andererseits durch die Nichtinanspruchnahme der global veranschlagten Verpflichtungsermächtigung im PPL 92 „Allgemeine...




361-4697

Senatorin fur Frauen, Jugend, Frauen, Integration und Sport
Herr Rauscher(Referatsleitung)

Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses am : 16.06.2016

Bremen, 14.Jun 2016

Vorlage 19/205 S

TOP : Il

2.5

Zr\ir\lﬂr\h\

Haushalt der Freien Hansestadt Bremen 2016
Produktgruppe: 41.03.01 Hilfen und Leistungen fur Asylbewerber(Bezeichnung — max. 40

U

] neue

Kamerale Finanzdaten:

BKZ (Bew.Stelle) : 400, FBZ:

Hst. (FiPos): 3417/518 10-9  Mieten und Pachten

(Zweckbestimmung/Beschreibung)

(Erteilung aus Anschlag)

Zur Verfigung stehen: nachrichtlich
INSGESAMT 20.000.000,00 € | valutierende VE 58.392.880,00 €
(Anschlag) (Stand Ubertrag: 31.12.2015)
(aktuell valutierende VE)
Hiervon bereits erteilt 0,00 €

41.633.000,00 €] Erteilung der veranschlagten und einer zuséatzl. VE

Abdeckung der beantragten 2017 : 3.768.000,00 € 2018:
Verpflichtungserméchtigung

2019 : 4.188.000,00 € 2020:
2021 : 4.188.000,00 € 2022:
2023 : 4.188.000,00 € 2024 :
2025 : 4.188.000,00 €  2026ff:

Ausgleich fur zusatzliche VE bei:

4.188.000,00 €
4.188.000,00 €
4.188.000,00 €
4.188.000,00 €
4.361.000,00 €

PGR

Hst. (FiPos)

Zweckbestimmung (Beschreibung, evtl. Kurzfassung)

€

92.01.02 | 3995/790 10-5

Investitionsreserve

21.633.000,00

X nein [

Auswirkungen auf Personaldaten, Leistungsziele / -kennzahlen

ja (Darstellung der Veranderungen auf gesondertem Blatt) (nicht im technischen Erfassungsbogen)

Die Ubersicht zur Wirtschaftlichkeitsuntersuchung (WU-Ubersicht) ist
X beigefiigt.

] nicht erforderlich. Erlauterung, weshalb nicht erforderlich ist.

X Zustimmung
] Stellungnahme:

Empfehlung der Senatorin fir Finanzen VERFUGUNG
fur den Haushalts- und Finanzausschuss:

1. Wie beantragt genehmigt.

[] den Rechnungshof

[
[

2. Ausfertigungen mit der Bitte um Kenntnisnahme an
(1-fach)

(1-fach)
[l Landeshauptkasse — (OKZ) 101 - (2-fach)

Bremen, Die Senatorin fur Finanzen
Im Auftrag






Begriindung zum Antrag vom 14 Jun 2“ | ﬁ ZUW PGR- 41030 L Ausfiibryngen zu At 1315 LV

Zur Schaffung von Platzen in Ubergangswohnheimen ist die Anmietung von Objekten ein wichtiger Bestandteil. Vor
dem Hintergrund dass z.Zt. noch rd. 2.750 Unterbringungsplatze in Notunterkiinften (u.a. Zelte und Turnhallen)
genutzt werden missen, sollen Mietvertrage fiir drei weitere Objekte abgeschlossen werden, die dann als
Ubergangswohnheime dienen. Vor Abschluss der Vertrage werden die Investoren keine Bauantrage stellen bzw.
mit den Projekten beginnen.

Es handelt sich um folgende Vorhaben:

Am Wall sollen Appartements fir ca. 200 Personen entstehen. Hierzu wird ein Bestandsgebaude umgebaut. Der
Mietvertrag lauft Uber 10 Jahre. Es ist ein Mietpreis von monatlich rund 38 T €(190 € pro Person und Monat) zu
zahlen. Dies ergibt pro Jahr eine Mietverpflichtung von rund 456 T€. Die Anmietung beginnt voraussichltlich im
November 2016.

In der Anne-Conway-Str. soll ein integratives Projekt fir Studenten und Flichtlinge entstehen. Es werden vier
Gebaude gleicher Bauart neu gebaut. Zwei davon sollen fur 10 Jahre fur 560 Flichtlinge angemietet werden. Die
monatlichen Mietkosten belaufen sich auf rund 140 T€ pro Monat (250 € pro Person) und damit jahrlich auf rund
1.680 T€. Der Mietvertrag beginnt vorraussichtlich im April 2017.

In der Haberloher Str. wird ein Integrationsdorf geplant. Es sollen 58 Reihenh&user in zwei Bauabschnitten
entstehen. Dabei werden alle Module angemietet. Ein Teil wird als Ubergangswohnheim fiir Fliichtlinge genutzt (27
Module), der andere Teil wird zur Verselbststandigung von Fliichtlingen Uber Zuweisungen der SJFIS belegt.
Monatlich entstehen Verpflichtungen i.H.v. rund 171 T€ und jahrlich von rund 2.052 T€. Ingesamt kénnen hier ca.
660 Personen (260 € pro Person und Monat) untergebracht werden. Die Anmietung von 27 Modulen beginnt
friihestens im Dezember 2016. Die Mietdauer betragt ab Ubergabe aller Module 10 Jahre.

Sollten die Fliichtlingszahlen weiter riicklaufig sein und freie Platze entstehen, konnen die Objekte mit anderen
Bedarfsgruppen, fur die die SJFIS zusténdig ist, belegt werden.

Die Abdeckung der VE durch Barmittel wird innerhalb des Budgets der Sozialleistungen tber die in 2016/2017
veranschlagten und ab 2018 in der Finanzplanung berucksichtigten flichtlingsbedingten Gesamtansatze
dargestellt werden.

Zustimmung

Produktgruppenverantwortlicher X ja [] nein, nicht erforderlich
Produktbereichsverantwortlicher Ilea ] nein, nicht erforderlich
Produktplanverantwortlicher X ja [ ] nein, nicht erforderlich
Ausschiisse [lja [] nein, nicht erforderlich
Deputationen X ja [] nein, nicht erforderlich

Bitte angeben, welche konkreten Lander bzw. Stadte flr den Vergleich herangezogen werden.

An die
Senatorin fur Finanzen
mit der Bitte um Zustimmung weitergereicht.






		Haushalt der

		Kamerale Finanzdaten:




Anlage: Wirtschaftlichkeitsuntersuchungs-Ubersicht (WU-Ubersicht)
Anlage VE- Antrag Asyl

Datum : 14.06.2016
Stand: 14.06.2016
Benennung der(s) MalRnahme/-bindels

| Anmietungen zur Unterbringung von Fliichtlingen

Wirtschaftlichkeitsuntersuchung fiir Projekte mit  [] betriebswirtschaftlichen
[] gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen
Methode der Berechnung (siehe Anlage)
[] Kostenvergleichsrechnung [ ] Barwertberechnung [] Kosten-Nutzen-Analyse
[ ] Bewertung mit standardisiertem gesamtwirtschaftlichem Berechnungstool

Ggf. ergdnzende Bewertungen (siehe Anlage)

[] Nutzwertanalyse [ ] Risikoanalyse fur OPP/PPP [] Sensitivitatsanalyse [] Sonstige (Erlauterung)
Anfangsjahr der Berechnung :
Betrachtungszeitraum (Jahre): Unterstellter Kalkulationszinssatz:
Geprifte Alternativen (siehe auch beigefugte Berechnung)

Nr. | Benennung der Alternativen Rang
Ergebnis

Weitergehende Erlauterungen

Zeitpunkte der Erfolgskontrolle:

|1 | 2. n. |
Kriterien fir die Erfolgsmessung (Zielkennzahlen)

Nr. | Bezeichnung Kennzahl

n

BaumaRnahmen mit Zuwendungen gem. VV 6 zu § 44 LHO: [ ] die Schwellenwerte werden nicht tiberschritten /
[] die Schwellenwerte werden Uiberschritten, die frilhzeitige Beteiligung der zustandigen technischen bremischen
Verwaltung gem. RLBau 4.2 ist am erfolgt.

X1 Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nicht durchgefiihrt, weil:

Ausfihrliche Begriindung

Eine entsprechend des § 7 LHO durchzufihrende Wirtschaftlichkeitsberechnung lauft im Zusammen-
hang mit der Unterbringung von Flichtlingen mangels echter Alternativen ins Leere. Mit Stand vom
30.05.2017 leben noch rd. 2.750 Personen in Notunterkiinften (Zelte, Lagerhallen, Turnhallen u.a.). Das
Ressort verfolgt das Ziel, diese Notunterkiinfte aufzugeben und die Menschen in Ubergangswohnhei-
men unterzubringen. Zu diesem Zweck missen neue Anmietungen erfolgen.

Bei der Kostenvergleichsrechnung konnte als einzige Alternative die Unterbringung in Hotels herange-
zogen werden. Allerdings wirden sich bei dieser Unterbringungsform die Kosten auf mindestens 9 T€
pro Flichtling pro Jahr belaufen.

Hinzu kommt, dass Ubergangswohnheime fir einen wirtschaftlichen Betrieb eine Mindestplatzzahl auf-
weisen sollten, was auch bei der Anmietung einige Objekte ausschlief3t.
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